
Satzung 
des Stadtverbandes Bad Kreuznach der Kleingärtner e.V. 

§ 1 
Name und Sitz des Stadtverbandes 
1. Der Stadtverband führt den Namen ,Stadtverband Bad Kreuznach der Kleingärtner e.V.".  
Er hat seinen Sitz in Bad Kreuznach.  
2. Der Stadtverband ist Rechtsnachfolger des Obst- und Gartenbauvereins e.V. Bad Kreuznach. Er 
setzt dessen Tradition fort und ist in das Vereinsregister eingetragen. 
3. Er ist Mitglied des Landesverbandes Rheinland-Pfalz der Kleingärtner e.V. und im Bundesverband 
Deutscher Gartenfreunde e.V. (BDG). 
 
§2 
Zweck und Aufgaben des Stadtverbandes 
1. Der Stadtverband ist die Dachorganisation der Kleingartenvereine, die in der Stadt Bad Kreuznach 
ihren Sitz haben. Er vertritt die Interessen der Mitgliedsgartenvereine und deren Mitgliedern nach 
außen hin, insbesondere gegenüber der Stadt und aller Behörden und Körperschaften. 
2. Der Stadtverband ist Generalpächter — Zwischenpächter — im Sinne des § 4 Bundeskleingarten-
gesetzes vom 01.04.1983. 
3. Der Stadtverband verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung in Verbindung mit der Verwaltungs-
vorschrift des Ministeriums der Finanzen über den Vollzug des Bundeskleingartengesetzes 
(Anerkennung und Überwachung der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit) vom 20.02.1985. 
Der Stadtverband ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
4. Um seine Ziele zu erreichen soll der Verband vor allem fordern: 
a) die Schaffung von Grünflachen, die der Allgemeinheit zuganglich sind, 
b) die Forderung der Naturverbundenheit, insbesondere die der Jugend, 
sowie Schaffung von Möglichkeiten körperlicher und  geistiger Entspannung, 
c) die Zusammenfassung aller Kleingärtner, unter Ausschluss jeglicher parteipolitischer und  
     konfessioneller Ziele, 
d) die fachliche Beratung und Schulung der Mitglieder. 
5. Aufgaben, die sich aus dem Generalpachtvertrag ergeben: 
Der Stadtverband übertragt im Auftrag an die Mitgliedsvereine die aus dem Generalpachtvertrag 
entstehenden Pflichten der Aufsicht, Verwaltung und Instandhaltung der Gartengelände sowie die 
Unterverpachtung der einzelnen Kleingarten in den Gartenanlagen. Die Mitgliedervereine haben 
darauf zu achten, dass vom Unterpächter die jeweils geltende Gartenordnung, die Bestimmungen 
des Bundeskleingartengesetzes des mit der Stadt Bad Kreuznach abgeschlossenen Pachtvertrags 
sowie dieser Satzung eingehalten werden. 
Eine Kündigung aus oben genannten Gründen erfolgt durch den Stadtverband nach Absprache mit 
den Vorsitzenden der jeweiligen Vereine. 
 
§3 
Mitgliedschaft 
1. Mitglieder des Stadtverbandes sind: 
a) alle Kleingartenvereine, die ein Kleingartengelände in der Stadt Bad Kreuznach in Verwaltung 
haben, das im Generalpachtvertrag — Zwischenpachtvertrag — aufgeführt ist 
und 
b) deren Mitglieder, die einen Kleingarten im vorgenannten Sinne im Kleingartengelände 
(unter)gepachtet haben. 
2. Die Mitgliedschaft der Kleingartenunterpächter beginnt mit der Unterschrift unter dem 
Pachtvertrag. Der Mitgliedsbeitrag für den Stadtverband ist für das Beitrittsjahr voll zu entrichten. 
3. Behörden, Körperschaften und Einzelpersonen, die nicht Pächter eines Kleingartens sind, können 
fördernde Mitglieder des Stadtverbandes werden. 



Beitritts- und Mitgliedsantrage sind schriftlich an den Vorstand des Stadtverbandes zu richten. Uber 
die Annahme oder die Ablehnung eines Beitritts oder Mitgliedsantrages entscheidet der Vorstand 
des Stadtverbandes. 
Sein Beschluss ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen. 
4. Mit dem Beitritt eines Mitgliedes erhalt der Verband die so genannten Stammdaten des Mitglieds 
(Name, Anschrift und Kontaktadressen). Diese Stammdaten werden auf einem EDV-System 
gespeichert. Die gespeicherten, personenbezogenen Daten dürfen ausschließlich zur Mitglieder-
verwaltung des Verbandes verwendet werden. 
 
§4 
Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die Mitgliedschaft erlischt 
a) mit dem Ende des Unterpachtvertragsverhältnisses, 
b) für fordernde Mitglieder durch Kündigung des Mitgliedschaftsverhältnisses. 
Eine solche Kündigung muss vor Ablauf von drei Monaten vor Beendigung des Geschäftsjahres 
schriftlich gegenüber dem Vorstand des Stadtverbandes erklärt werden. 
c) wenn ein Mitglied durch Beschluss des Vorstandes des Stadtverbandes ausgeschlossen wird 
d) durch den Tod des Mitglieds 
2. Für den Fall der Beendigung der Mitgliedschaft — gleich aus welchem Grunde — gelten die 
maßgeblichen gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen, (Gartenordnung, Pachtvertrag, etc.). 
 
§5 
Ausschluss aus dem Stadtverband 
1. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Stadtverband ausgeschlossen werden 
a) wenn es gegen die Satzung des _ Stadtverbandes, den Unterpachtvertrag oder die Gartenordnung 
verstößt,  
b) wenn der Mitgliedsbeitrag und erhobene Umlagen trotz zweimaliger schriftlicher Mahnungen, die 
jeweils eine Fristsetzung von drei Wochen enthalten müssen, nicht bezahlt wird, 
c) wenn Beschlüsse des Stadtverbandes nicht befolgt, oder sonstiges stadtverbandsschädigendes 
Verhalten an den Tag gelegt wird, 
d) bei Beleidigungen oder körperlicher Gewalt bzw. vereinsschädigenden Verhalten erfolgt eine 
sofortige fristlose Kündigung. 
2. Vor einem beabsichtigten Ausschluss ist das Mitglied schriftlich und auf seinen Wunsch hin 
mündlich vom Stadtverband anzuhören. 
3. Der Stadtverband entscheidet durch schriftlichen Beschluss, der dem Mitglied zuzustellen ist. 
Gegen den Ausschlussbeschluss kann das Mitglied innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung 
Einspruch einlegen. Uber den Einspruch entscheidet der erweiterte Vorstand wiederum durch 
schriftlichen Beschluss, der zuzustellen ist. 
Bis zur endgültigen Entscheidung durch den erweiterten Vorstand ruhen sämtliche 
Mitgliedschaftsrechte. 
 
§6 
Das Geschäftsjahr 
1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr, das Gartenjahr wird in der Gartenordnung festgelegt. 
 
§7 
Der Verband 
Der Stadtverband hat Sitz und Stimme in den Mitgliedsgartenvereinen. Die Mitgliedskleingarten-
vereine sind verpflichtet, dies in ihrer eigenen Satzung festzuschreiben. 
 
 
 
 



§ 8 
Ehrenmitgliedschaft und Ehrenvorsitzender 
1. Ehrenmitglied kann werden, wer sich um den Stadtverband und das Kleingartenwesen besonders 
verdient gemacht hat. 
2. Ehrenvorsitzender des Stadtverbandes kann werden, wer in seiner Amtszeit als Vorsitzender sich 
um das Kleingartenwesen besonders verdient gemacht hat. 
3. Das Vorschlagsrecht zu Nr. 1 und 2 hat der Vorstand, die Ernennung zum Ehrenmitglied bzw. 
Ehrenvorsitzenden erfolgt durch die Jahreshauptversammlung des Stadtverbandes. 
 
§9 
Beitrag 
1. Die dem Stadtverband angeschlossenen Vereine haben für jedes ihrer eigenen Mitglieder einen 
Jahresbeitrag an den Stadtverband zu leisten, der an der Jahreshauptversammlung festgesetzt wird. 
In diesem Beitrag sind die an den Landesverband und an den Bundesverband abzuführenden 
Entgelte enthalten. 
 
§ 10 
Organe des Stadtverbandes 
1. Organe des Stadtverbandes sind: 
a) der geschäftsführende Vorstand, bestehend aus  
1.Vorsitzenden/in 
2.Vorsitzenden/in 
Kassierer/in 
Schriftführer/in 
b) erweiterter Vorstand bestehend aus dem geschäftsführenden Vorstand bis zu 11 Beisitzern und je 
einem Vertreter der angeschlossenen Vereine. 
2. Uber die Beratungen und Beschlüsse der Stadtverbandsorgane sind Niederschriften zu fertigen, die 
vom jeweiligen Versammlungsleiter — z.B. dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertretender oder 
dem Schriftführer zu unterzeichnen sind. 
3. Alle Ämter sind ehrenamtlich zu führen. Ihnen kann im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten mit Zustimmung des geschäftsführenden Vorstandes eine Aufwandsentschädigung 
gewahrt werden. 
 
§ 11 
Der geschaftsführende Vorstand 
1. Der geschaftsführende Vorstand besteht aus 
a) dem 1. Vorsitzenden/in, 
b) dem 2. Vorsitzenden/in, 
c) dem Kassierer/in, 
d) dem Schriftführer/in 
2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. und der 2. Vorsitzende. Sie sind alleinvertretungs-
berechtigt. Im Innenverhältnis vereinbaren der 1. und der 2. Vorsitzende, dass der 2. Vorsitzende den 
Verein nur dann nach außen vertritt, wenn der 1. Vorsitzende verhindert ist. Der Vorstand wird in der 
Jahreshauptversammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt, Wiederwahl ist zulässig. Der 
geschäftsführende Vorstand bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt. Notwendige Ergänzungswahlen 
können in jeder Mitgliederversammlung erfolgen. Die durch Ergänzungswahlen bestimmten 
Vorstandsmitglieder werden für die Restdauer der Wahlperiode (Amtsperiode) gewählt. 
3. Der geschäftsführende Vorstand haftet dem Stadtverband für einen in Wahrnehmung seiner 
Vorstandspflichten verursachten Schaden nur, wenn ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
nachgewiesen werden kann. Dies gilt auch für die Haftung gegenüber Mitgliedern des 
Stadtverbandes. Der Stadtverband haftet bei Schaden gegenüber Dritten, die durch den Vorstand 
in Wahrnehmung seiner Pflichten entstanden sind. 



4. Der geschäftsführende Vorstand führt die Geschäfte des Stadtverbandes. Er hat die Beschlüsse der 
Jahreshauptversammlung vorzubereiten und durchzufuhren. Er ist berechtigt und verpflichtet, alle im 
Rahmen einer geordneten Vereinsverwaltung anfallenden Geschäfte wahrzunehmen. 
5. Die Einberufung des Vorstandes erfolgt durch den Vorsitzenden, der auch die 
Versammlung zu leiten hat, wenn er nicht verhindert ist. 
Soweit Mitglieder des erweiterten Vorstandes zu wählen sind, erfolgt dies auch durch die 
Jahreshauptversammlung auf die Dauer von drei Jahren. Wiederwahl ist zulässig. 
Sie bleiben jeweils bis zur Neuwahl oder einer notwendig werdenden Ergänzungswahl im Amt. Dem 
erweiterten Vorstand obliegt die Unterstützung und Beratung des geschäftsführenden Vorstandes 
sowie der Erörterung und Beschlussfassung grundsätzlicher Fragen. 
 
§ 12 
Jahreshauptversammlung 
1. Die Jahreshauptversammlung ist das oberste Organ und besteht aus: 
a) dem geschäftsführenden und dem erweiterten Vorstand des Stadtverbandes, 
b) den geschäftsführenden Vorstanden oder Vertretern der Mitgliedskleingartenvereine, 
c) einem Vertreter für je angefangene 50 aktive Mitglieder der dem Verband angehörenden 
Kleingartenvereine. 
2. Die Jahreshauptversammlung findet jährlich einmal im 1.Halbjahr statt. Zeit und Ort bestimmt der 
Stadtverband. Er wird vom Vorstand, unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen, schriftlich, unter 
Angabe der Tagesordnung, einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung 
folgenden Tag. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest, der Vorsitzende leitet die Versammlung. 
3. Ein außerordentliche Versammlung findet statt, wenn der Vorstand ihn einberuft. Der Vorstand ist 
zur Einberufung verpflichtet, wenn der erweiterte Vorstand einen solchen Beschluss fasst, oder aber 
wenn 1/3 der aktiven Mitglieder des Stadtverbandes dies schriftlich verlangt. 
4. Aufgaben der Jahreshauptversammlung sind: 
a) die Entgegennahme des Geschäfts- und Kassenberichts, 
b) die Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer, 
c) Neu- und Ergänzungswahlen aller zu wählenden ehrenamtlich Mitarbeitenden. 
5. Die Jahreshauptversammlung ist beschlussfähig, wenn die Einladung frist- und formgemäß erfolgt 
ist, unabhängig von der Anzahl der anwesenden Mitglieder. 
6. Der Verlauf und die Beschlüsse der Jahreshauptversammlung sind schriftlich niederzulegen und 
vom Vorsitzenden, ggf. dem Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 
 
§ 13 
Kassen- und Rechnungswesen 
1. Die Führung der Kasse und die Rechnungslegung erfolgen durch den Kassierer. 
2. Etwaige Überschüsse dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Niemand 
erhalt einen Gewinnanteil und in seiner Eigenschaft als Mitglied des Stadtverbandes auch keine 
sonstigen Zuwendungen. 
3. Es darf keine Person durch Verwaltungsaufgaben, die den Zwecken des Stadtverbandes fremd 
sind, oder sonst wie begünstigt werden. 
4. An der Jahreshauptversammlung sind zwei Kassenprüfer auf die Dauer von zwei Jahren 
überlappend zu wählen. Den Kassenprüfern obliegt die Prüfung der Kasse und des Jahresabschlusses. 
Die Prüfung ist rechnerisch, sachlich und formlich umfassend durchzuführen. 
5. Die Kassenprüfer haben einen schriftlichen Kassenbericht zu erstellen und diesen dem Vorstand 
und der Jahreshauptversammlung vorzulegen. Die Kassenprüfer schlagen die Entlastung des 
Vorstandes in der Jahreshauptversammlung vor. 
Der Stadtverband ist jederzeit berechtigt, in das Mitgliederverzeichnis der angeschlossenen 
Kleingartenvereine Einsicht zu nehmen. 
 
 
 



§ 14 
Auflösung der Stadtverbandes und Anfallberechtigung bezüglich des Vermögens 
1. Auflösung des Stadtverbandes kann nur mit einer 3/4-Stimmen-Mehrheit beschlossen werden. Der 
Stadtverband soll aufgelöst werden, wenn in der Stadt Bad Kreuznach nur noch ein Kleingartenverein 
besteht. Die Liquidation erfolgt durch den geschäftsführenden Vorstand. Das Vermögen des 
Stadtverbandes darf in diesem Falle nur für den satzungsgemäßen Zweck verwendet werden. 
2. Die Mitglieder haben bei der Auflösung des Stadtverbandes keinen Anspruch auf das 
Verbandsvermögen. 
3. Im Falle der Auflösung des Stadtverbandes oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fallt das 
nach Abwicklung aller Verbindlichkeiten noch vorhandene Aktivvermögen der Stadt Bad Kreuznach 
zu mit der Maßgabe, dass es im Sinne der rheinland-pfälzischen Verwaltungsvorschrift über die 
Anerkennung und Überwachung der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit bzw. den Vorschriften 
,Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung, §§ 51 — 68 AO zu verwenden ist. 
 
§ 15 
Inkrafttreten 
1. Vorstehende Satzung wurde in der Jahreshauptversammlung am 26.01.2013 beschlossen und 

ersetzt alle bisherigen Satzungen. 
 

Bad Kreuznach, den 
 
 
Stadtverbandsvorsitzender                                                         Schriftführer 


